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D E R    L A N D R A T  
Geschäftsbereich: 

Personal und Organisation  
DRUCKSACHE 

Az.: 

10 24 55 
lfd. Nr. Jahr 

Datum: 

06.08.2019 
82 2019 

 

Vorlage 
 

  Zutreffendes ankreuzen ⌧ 

    Beschlussvorschlag 

an (zutreffenden Ausschuss einsetzen und ankreuzen) Sitzungstag öffent-
lich 

nicht- 
öffentlich 

ange- 
nommen 

abgelehnt geändert 

                  

                  

 Kreisausschuss 30.08.2019      

 Kreistag 11.09.2019      

 Die Ziele der UN-Behindertenrechtskon-
vention wurden berücksichtigt: 

 ja  nein  entfällt 

       

Verantwortlichkeit (Ordnungsziffer der Org.-einheit/Sichtvermerk): Geschäftsbereich       

Gefertigt: Beteiligt: Landrat zur Beschlussausführung. 

10.11       10.1       10       I            
                                                      (Handzeichen) 

 
Betreff: 

 
Vorschlag zur Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter in der niedersächsi-
schen Sozialgerichtsbarkeit für die Amtszeit 2020 - 2025  
 
Beschlussvorschlag: 

 
Dem Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen wird folgende Person als ehrenamtli-
che Richterin bzw. ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Braunschweig vorgeschla-
gen: 
 
Name, Vorname: ______________________________________________________ 
 
Anschrift:  ______________________________________________________ 
 
Geburtsdatum: ______________________________________________________ 
 



 
 DRUCKSACHE 
Vorlage lfd. Nr. Jahr 

(Fortsetzungsblatt) 82 2019 
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Sachdarstellung, Begründung, ggf. finanzielle Auswirkungen: 

 
Gemäß § 14 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) werden die Vorschlagslisten für die Wahl 
der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, die in den Kammern für Angelegenheiten 5 
der Sozialhilfe und des Asylbewerberleistungsgesetzes mitwirken, von den Kreisen und 
kreisfreien Städten aufgestellt.  
 
Mit Schreiben vom 31.05.2019 (siehe Anlage) bittet das Landessozialgericht Niedersach-
sen-Bremen den Landkreis Helmstedt, einen Vorschlag für die Berufung einer ehrenamt-10 
lichen Richterin bzw. eines ehrenamtlichen Richters für die im kommenden Jahr begin-
nende neue fünfjährige Amtsperiode zu unterbreiten.  
 
Zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern können nur Personen ernannt werden, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und das fünfundzwanzigste Lebensjahr voll-15 
endet haben. Darüber hinaus sollen die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter im Be-
zirk des Sozialgerichts wohnen oder ihren Betriebssitz haben oder beschäftigt sein.  
 
Zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern können nicht berufen werden:  
 20 
1. Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der Kas-
senärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Bundesagentur für Arbeit.  
 
2. Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassenärztli-
chen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen, der Dienststellen der Bundesagentur für Ar-25 
beit und der Kreise und kreisfreien Städte in der Kammer, die über Streitigkeiten aus 
ihrem Arbeitsgebiet entscheidet.  
 
Für die bis zum 31.12.2019 laufende Amtsperiode ist Herr Klaus-Peter Gläser zum eh-
renamtlichen Richter am Sozialgericht Braunschweig berufen worden. Eine erneute Be-30 
rufung ist zulässig (§ 13 Abs. 3 S. 2 SGG).  
 
Das Landessozialgericht bittet, möglichst keine Kreistagsmitglieder vorzuschlagen, da im 
Gerichtsverfahren nicht ersichtlich sei, ob die betreffenden ehrenamtlichen Richter nicht 
in dem zu verhandelnden Verfahren bereits im Widerspruchsverfahren mitgewirkt haben.  35 
 
In analoger Anwendung des § 28 Satz 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ist für die 
Aufnahme in die Vorschlagsliste die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder des Kreistages, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Mitglie-
derzahl erforderlich.  40 
 
 
           Anlage  






















